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Entwurf

I. Änderung vom .
der Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen

der Stadt Brakel
vom 03.09.2015

Aufgrund von § 4 des Gesetzes über das Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestat-
tungsgesetz - BestG NRW) vom 17.06.2003 und § 7 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 41 Abs.
1 Satz 2 Buchst. f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom
14.07.1994 (GV. NW. S. 666) jeweils in der zur Zeit gültigen Fassunq. hat der Rat
der Stadt Brakel in seiner Sitzung am folgende Satzung beschlossen:

Artikel I

§ 27 Abs. 2 + 3 erhalten folgende Fassungen:

Abs. 2
Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihengrabstätten/ Urnenreihengrabstätten oder nach
Ablauf der Nutzungszeit bei Wahlgrabstätten/ Urnenwahlgrabstätten oder nach der
Entziehung von Grabstätten und Nutzungsrechten werden die Grabmale, Einfriedi-
gungen, Einfassungen und sonstige bauliche Anlagen inclusive Fundament und Be-
pflanzung durch die Friedhofsverwaltung abgebaut und entsorgt. Die Friedhofsver-
waltung ist nicht verpflichtet, das Grabmal, die Einfriedigung, die Einfassung oder
sonstige bauliche Anlagen inclusive Fundament und Bepflanzung zu verwahren. Sie
gehen entschädigungslos in das Eigentum der Friedhofsverwaltung über. Die Ge-
bühr für diese Leistungen wird nach Genehmigung des Grabmals, der Einfriedigung,
der Einfassung oder der sonstigen baulichen Anlage erhoben. Der Nutzungsberech-
tigte oder sein Rechtsnachfolger kann nach schriftlicher Mitteilung bei der Fried-
hofsverwaltung innerhalb eines Monats nach der Anzeige gemäß § 14 Abs. 4 oder §
15 Abs. 6 den Abbau und die Entfernung des Grabmals, der Einfriedigung, der Ein-
fassung oder der sonstigen baulichen Anlage inklusive Fundament und Bepflanzung
selbst vornehmen oder vornehmen lassen. Danach ist die Grabstätte in Abstimmung
mit der Frledhofsverwaltung einzuebnen sowie gegebenenfalls zu walzen und einzu-
säen. Die Erstattung der nach Satz 4 zu entrichtenden Gebühr erfolgt nach dem die
Grabanlage vollständig und ordnungsgemäß abgebaut und vom Friedhofsgelände
entfernt sowie eingeebnet und gegebenenfalls eingesät und dieses schriftlich bestä-
tigt wurde. Geschieht dies nicht binnen 3 Monaten nach Ablauf des Nutzungsrech-
tes, so ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstätte abräumen zu lassen.
Die Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.
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Abs. 3

Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, ohne ihre Zustimmung aufgestellte, nicht
genehmigungsfähige Grabmale einen Monat nach Benachrichtigung des Nutzungs-
berechtigten auf dessen Kosten entfernen zu lassen.
Vor Inkrafttreten dieser Satzung aufgestellte Grabmale, Einfriedigungen, Einfassun-
gen und sonstige bauliche Anlagen inklusive Fundament und Bepflanzung sind nach
Ablauf des Nutzungsrechtes durch den Nutzungsberechtigten abzubauen und zu
entsorgen. Erfolgt der Abbau und die Entsorgung durch die Friedhofsverwaltung,
sind die hierfür entstehenden Kosten vom Nutzungsberechtigten zu tragen. Die Sät-
ze 2 und 3 des Abs. 2 gelten entsprechend.

§ 28 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

Die Gestaltung der Gräber ist dem Gesamtcharakter des Friedhofs, dem besonderen
Charakter des Friedhofsteils und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. Die
Grabstätten dürfen nur mit Pflanzen bepflanzt werden, die die anderen Grabstätten
und die öffentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. Unzulässig sind Pflan-
zen, Bäume und Sträucher, die eine Höhe von über 3 m erreichen.

Artikel II

Die Satzung tritt einen Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.
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Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen der Stadt Bra-
kel vom wird hiermit gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14.07.1994 und der Verordnung über die öf-
fentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmachungsverord-
nung) vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516) in der jeweils zurzeit gültigen Fassung
öffentlich bekannt gemacht.
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim
Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntma-
chung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt,
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet

oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Brakel vorher gerügt

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

33034 Brakel, den ~

Hermann Temme
Bürgermeister




